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Gemeinde Upahl
Gemeindevertretung Upahl

Tagesordnung
Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, 
der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit

2 Bestätigung der Tagesordnung

3 Einwohnerfragestunde

4 Billigung der Sitzungsniederschriften vom 12.09.2013 und 28.11.2013

5 Bericht des Bürgermeisters

6 Beschluss über die Festlegung eines eventuellen Stichwahltermins für 
die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters am 25.05.2014

VO/10GV/2014-098

7 Ausbau des Mobilfunknetzes D1 der Deutschen Telekom AG im 
Bereich Grevesmühlen/Upahl
hier: Beschluss zum Standortvorschlag für einen neuen Antennenmast

VO/10GV/2014-099

8 Erklärung zum Einvernehmen gem. §16 Kindertagesförderungsgesetz 
für Mecklenburg Vorpommern (KiföG-MV)

VO/10GV/2014-101

9 Anfragen und Mitteilungen

Nichtöffentlicher Teil
10 Bauvoranfragen/Bauanträge

11 Beschluss zur Auftragsvergabe von Planungsleistungen nach HOAI 
zur Baumaßnahme "Modernisierung der vorhandenen 
Straßenbeleuchtung in der Hauptstraße und Gewerbegebiet Upahl 
durch energieeffiziente LED-Köpfe"

VO/10GV/2014-100

12 Anfragen und Mitteilungen

Öffentlicher Teil
13 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der im 

nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse

Schneider
Bürgermeister

Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl

Sitzungstermin: Donnerstag, 27.02.2014, 19:00 Uhr

Ort, Raum: Gemeindezentrum Upahl, 23936 Upahl
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Haupt- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2014-098
öffentlich

08.01.2014
Heinz Erich Karallus

Beschluss über die Festlegung eines eventuellen Stichwahltermins 
für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters am 
25.05.2014
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung Upahl beschließt, den eventuellen Stichwahltermin für die Wahl der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters am 25.05.2014 auf den 15.06.2014 festzulegen.    

Sachverhalt: 
Gemäß § 3 Abs. 3 Satz 2, 1. Halbsatz des Landes- und Kommunalwahlgesetzes (LKWG M-
V) vom 16.12.2010 findet die Stichwahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters zwei 
Wochen nach der Hauptwahl statt. Durch das Erste Gesetz zur Änderung des Landes- und 
Kommunalwahlgesetzes vom 15.11.2013 wurde mit einer Ergänzung der Vorschrift die 
Möglichkeit geschaffen, durch Beschluss der Vertretung den Termin für die Stichwahl um bis 
zu zwei Wochen zu verschieben. 

Hintergrund ist der gesetzlich bisher vorgesehene Stichwahltermin, der für die Wahl der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters am 25.05.2014 auf Pfingstsonntag, den 
08.06.2014 fallen würde. Da es bei einer möglichen Stichwahl an einem Feiertag zu 
Problemen bei der Wahlbeteiligung und der Besetzung der Wahlvorstände kommen könnte, 
hat sich der Gesetzgeber zu einer Liberalisierung der bisherigen Festlegung entschieden.

Die neue Regelung bietet aber auch die Möglichkeit, den Stichwahltermin aus anderen 
Anlässen, wie z. B. einem Gemeindefest oder ähnlichem zu verschieben. Um zu verhindern, 
dass eine Verschiebung des Stichwahltermins aus wahltaktischen Überlegungen erfolgt, soll 
der Beschluss dem Entwurf der noch zu ändernden Landes- und Kommunalwahlordnung 
(LKWO M-V) in § 31 Abs. 2 nach begründet werden. Eine Begründung ist im vorliegenden 
Fall durch den Pfingstsonntag als gesetzlich vorgesehenen Stichwahltermin in 
ausreichendem Maße gegeben.

Der Beschluss über den Stichwahltermin muss nach der zitierten Vorschrift bis zum Ende der 
Frist zur Einreichung der Wahlvorschläge, für die kommende Wahl also bis zum 13.03.2014 
18:00 Uhr, von der Vertretung gefasst worden sein. Damit scheidet ein Abwarten mit der 
Beschlussfassung bis zu dem Zeitpunkt, an dem feststeht, ob eine Stichwahl überhaupt 
notwendig wird, aus.

Aus Gründen einer effektiven Wahldurchführung sollte der vorgeschlagene Stichwahltermin 
bestätigt werden, da dieser Termin auch für alle anderen amtsangehörenden Gemeinden 
vorgesehen ist und zudem dem für eine mögliche Stichwahl der Landrätin oder des 
Landrates des Landkreises Nordwestmecklenburg vom Kreistag beschlossenen 
Stichwahltermin entspricht. 

Finanzielle Auswirkungen:  
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Anlage/n:

  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2014-099
öffentlich

12.02.2014
G. Matschke

Ausbau des Mobilfunknetzes D1 der Deutschen Telekom AG im 
Bereich Grevesmühlen/Upahl
hier: Beschluss zum Standortvorschlag für einen neuen 
Antennenmast
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

27.02.2014 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl fasst hiermit den Beschluss zum 
Standortvorschlag für die Errichtung eines neuen Antennenmastes für das Mobilfunknetz D1 
der Deutschen Telekom AG auf eines der vorgeschlagenen gemeindeeigenen Flurstücke 
83/26 oder 83/37 der Flur 1 in der Gemarkung Upahl laut Anlage. 
2. Der Bürgermeister wird beauftragt in Zusammenarbeit mit der Verwaltung bei 
Eignung des Standortes weitere Verhandlungen mit der Telekom zum Standortvorschlag zu 
führen und einen entsprechenden Miet-/Pachtvertrag für eine Teilfläche der vorgeschlagenen 
Flurstücke vorzubereiten. Dieser Vertrag ist der Gemeindevertretung zur Beschlussfassung 
vorzulegen.    

Sachverhalt: 
Die Deutsche Telekom AG hat sich auf Grundlage der Kommunalvereinbarung mit dem Land 
M-V bezüglich eines Ersatzstandortes für den gekündigten bisherigen Standort der  Mobil-
funkstation an die Gemeinde Upahl gewandt. Für eine neue Mobilfunkstation/ Antennenmast 
ist die Lage innerhalb des bestehenden Netzes von entscheidender Bedeutung. 
Der neue Standort soll sich im vorgeschlagenen Suchradius (s. Anlage) befinden und die 
umliegende Bebauung und Bäume überragen. Die vorgeschlagenen Flurstücke in der 
Gemarkung Upahl liegen im Suchradius und befinden sich zudem im Eigentum der 
Gemeinde Upahl. Der geplante Antennenmast auf eines der vorgeschlagenen Flurstücke 
wird eine Gesamthöhe von max. 45 m erreichen und soll auch für andere Netze zur 
Verfügung stehen. 

Finanzielle Auswirkungen:
Ein Miet-/Pachtvertrag für eine Teilfläche von ca. 12m x 12m würde jährliche Einnahmen für 
die Gemeinde in Höhe von ca. 2000,00€ für einen Zeitraum von 15 Jahren mit 
Verlängerungsoptionen sichern.  

Anlage/n:
- Schreiben Telekom v. 30.01.2014 mit Anlage zum Suchkreis und Standortvorschlag  

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Upahl

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Haupt- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/10GV/2014-101
öffentlich

17.02.2014

Erklärung zum Einvernehmen gem. §16 
Kindertagesförderungsgesetz für Mecklenburg Vorpommern (KiföG-
MV)
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

27.02.2014 Gemeindevertretung Upahl

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl beschließt die finanzielle Beteiligung der 
Gemeinde Upahl an den Platzkosten wie dargestellt  

Sachverhalt: 
1) Zeitraum 01.01.2014-28.02.2014
Durch die Reduzierung der Landes- und Kreismittel zum 01.01.2014 ergibt sich jeweils eine 
höhere Kostenbeteiligung für die Wohnsitzgemeinde sowie für die Eltern.
Gem. Beschluss der Gemeindevertretung vom 27.01.2011 erfolgt die finanzielle Beteiligung 
für den Krippen-Ganztags und Teilzeitplatz zu 60%. Alle anderen Betreuungsarten werden 
gem. § 20 KiföG M-V in der jeweils gültigen Fassung jeweils hälftig von Gemeinde und Eltern 
getragen.

Die finanzielle Beteiligung bis zum 31.12.2013 stellt sich wie folgt dar:
Krippe Ganztags Teilzeit Halbtags

Land und Landkreis 267,00€ 155,00€ 96,00€
Wohnsitzgemeinde 325,09€ 226,12€ 148,70€
Eltern 216,72€ 150,74€ 148,69€
Gesamt   808,81€ 531,86€ 393,39€

Ab dem 01.01.2014 gilt nunmehr folgende Aufteilung:

Krippe Ganztags Teilzeit Halbtags

Land und Landkreis 263,00€ 151,00€ 92,00€
Wohnsitzgemeinde 327,49€ 228,52€ 150,70€
Eltern 218,32€ 152,34€ 150,69€
Gesamt   808,81€ 531,86€ 393,39€ 

Finanzielle Auswirkungen:
Somit ergibt sich für die Gemeinde eine Erhöhung der Kosten bzgl. des 
Wohnsitzgemeindeanteiles (WSG) für einen TZ/GT Platz  i. H. v. 28,80€ jährlich/Pro Kind.

2) Zeitraum 01.03.2014-31.12.2014
Durch die neu verhandelten Platzkosten der Kindertagesstätte „Landmäuse“ stellen sich die 
Kosten ab dem 01.03.2014 jedoch wie folgt dar.
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Krippe Ganztags Teilzeit Halbtags

Land und Landkreis 263,00€ 151,00€ 92,00€
Wohnsitzgemeinde 388,16€ 271,12€ 178,66€
Eltern 258,78€ 180,74€ 178,65€
Gesamt   909,94€ 602,86€ 449,31€

Kindergarten Ganztags Teilzeit Halbtags

Land und Landkreis 132,00€ 73,00€ 40,00€
Wohnsitzgemeinde 160,90€ 124,54€ 108,12€
Eltern 160,89€ 124,54€ 108,12€
Gesamt   453,79€ 322,08€ 256,24€

Finanzielle Auswirkungen durch Neuverhandlung der Platzkosten:
Somit ergibt sich für die Gemeinde eine finanzielle Mehrbelastung durch den erhöhten WSG 
für einen GT/TZ Platz  von 728,04€/ 511,20€  jährlich/Pro Kind.

Bei der Betreuungsart Kindergarten betragen die Mehrkosten für einen GT/TZ Platz 
379,32€/ 296,76€ jährlich/ pro Kind jeweils für die Gemeinde und die Eltern zur Hälfte. 

Anlage/n: Protokoll der Entgeltverhandlung vom 06.02.2014

    

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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